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10. Wahlperiode 

15. 07. 86 


Große Anfrage 

der Abgeordneten Tatge, Bueb und der Fraktion DIE GRÜNEN 


Ökologische und soziale Folgekosten der Industriegesellschaft 
in der Bundesrepublik Deutschland (III) 


hier: Folgekosten im Gesundheitsbereich 


Viele der als technische Errungenschaften gefeierten Produkte 
und Produktionsverfahren sind mit einer gesundheitlichen Bedro- 
hung für den Menschen verbimden. Diese Gefährdung kann sich 
im direkten Kontakt bei Produktion und Konsum ergeben, sie 
kann aber auch indirekt als Ergebnis der Schadstoffemissionen 
auftreten. 

Die einzelwirtschaftliche Orientierung führt nicht nur dazu, daß 
die Verursacher von diesen gesellschaftlichen Folgekosten weit- 
gehend befreit bleiben, sondern auch umgekehrt dazu, daß diese 
Folgekosten durch eine entsprechende Organisation des Gesimd- 
heitswesens künstlich aufgebläht werden. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Umfang der umweit- und arbeitsbedingten Gesundheits- 
schäden 

1.1 

Wie beurteüt die Bundesregienmg 

— das Ergebnis einer Untersuchung der Technischen Hoch- 
schule Zürich, wonach ein positiver Zusammenhang zwischen 
der Konzentration von Autoabgasen und der Häufigkeit von 
Lungenkrebs als Todesursache besteht, 

— das Ergebnis von Prof. Dr. H. Haupt (Duisburg), wonach ein 
positiver Zusammenhang zwischen der Luftschadstoffkonzen- 
tration in einzelnen Stadtgebieten imd der dort anzutreffen- 
den Häufigkeit von Pseudo-Krupp besteht, 

— das Ergebnis einer Studie der Weltgesundheitsorganisation, 
wonach 85 bis 95 % der Atemwegserkrankungen auf Luftver- 
imreinigungen zurückzuführen sind, 
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— das Ergebnis einer Untersuchung für Berlin (Jahn, Palamides), 
wonach ein positiver Zusammenhang zwischen der Luftschad- 
stoffkonzentration und der Krankheitsanfälligkeit und Sterbe- 
wahrscheinhchkeit von Risikogruppen besteht, 

— die Ergebnisse einer Untersuchimg des Medizinischen Insti- 
tuts für Umwelthygiene an der Universität Dortmund, wonach 
der Zahnbleigehalt bei Kindern in Gebieten mit hohen Blei- 
emissionen wesenüich höher ist als in gering belasteten 
Gebieten und ein Zusammenhang zwischen dem Zahnbleige- 
halt und neuropsychologischen Störungen besteht, 

— die Tatsache, daß von den 1981 erstmals entschädigten Fällen 
von Berufskrankheiten 43 % auf Lärmeinwirkimgen entfielen, 

— die Feststellimg des Umweltbimdesamtes, daß bereits Lärm- 
belastungen von 30 dB (A) zu Schlafstörungen und von 45 dB 
(A) zu Konzentrationsstörungen führen können, Lärmschutz- 
maßnahmen im Bereich von Krankenhäusern, Schulen und 
reinen Wohngebieten aber erst in Angriff genommen werden, 
wenn bei Tage 70 dB (A) imd bei Nacht 60 dB (A) überschrit- 
ten werden, 

— die Tatsache, daß die Zahl der Berufskrankheiten von 1,2 pro 
Tausend Vollarbeiter im Jahre 1970 auf 1,8 im Jahre 1983 
gestiegen ist? 

1.2 

Kann die Bundesregierimg bestätigen, 

— daß die Krebssterbhchkeit von Arbeitern überdurchschnittlich 
hoch ist; wie beurteüt die Bimdesregienmg Schätzungen der 
IG-Metall Württemberg, nach denen 50 000 Krebstote pro Jahr 
auf arbeitsplatzbedingte Ursachen zurückzuführen sind, 

— daß iatrogene Probleme zunehmen, 

— daß mindestens 500 000 Personen in der Bundesrepublik 
Deutschland medikamentenabhängig sind? 

1.3 

Liegen der Bundesregierung erste Ergebnisse*) der Arbeits- 
gruppe „Krebsgefährdende Umwelteinflüsse" vor? 

• Ergebnisse statistisch epidemiologischer Forschimg über den Zusammenhang 
zwischen MortaÜtät bzw. Morbidität und dem Grad der Luftverunreinigung, der 
Wasserverschmutzimg, der Chemisierung von Lebensmitteln und den Arbeits- 
bedingungen. 


2. Folgekosten der Gesundheitsschädigung 

Die Folgen umweit- imd arbeitsbedingter Erkrankungen schlagen 
sich im persönhchen Bereich als Beeinträchtigung des Wohlbefin- 
dens und der Lebensmöglichkeiten, im ökonomischen Bereich als 
Zusatzkosten des Gesundheitswesens nieder. Die Aufwendimgen 
für das Gesimdheitswesen insgesamt betrugen 1970 69,9 Milliar- 
den DM, 1982 207,9 Müliarden DM und damit 13% des Brutto- 
sozialproduktes. 
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2.1 

Wie haben sich die Ausgaben für 

— Behandlungen infolge von Arb eitsimf allen, 

— Behandlungen infolge von Berufskrankheiten, 

— Lohnfortzahlung/Krankengeldzahlung wegen Arbeitsunfällen 
luid Berufskrankheiten, 

— Unfallrenten, 

— Berufs- und Erwerbsunfähigkeitsrenten, 

— Behandlungen wegen Atemwegserkrankungen, 

— Behandlungen wegen lärmbedingten Erkrankungen, 

— Behandlungen wegen Allergien 

entwickelt (Vergleich 1982 mit 1970)? 

Wie haben sich die entsprechenden Ausgaben nach 1982 ent- 
wickelt? 

2.2 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß sich die Entschädigun- 
gen wegen Schwerhörigkeit 1982 auf 291 Millionen DM behefen? 

Wie hoch waren die Entschädigungen, die wegen der Berufs- 
krankheiten Silikose, Asbestose, Hauterkrankungen geleistet 
wurden? 

2.3 

Nach dem Dritten Immissionsschutzbericht hält die Bundesregie- 
rung die durch müitärische Übungen im Tiefflug verursachte 
Lärmbelästigimg für „erhebhch". 

Welche Mittel sind nach Auffassung der Bundesregierung erfor- 
derhch, die Lärmbelästigung soweit zu reduzieren, daß sie imer- 
heblich wird? 

Wie hoch sind die jährlichen Ausgaben des Bundesministeriums 
der Verteidigung für die Errichtung von Lärmschutz und die 
Erstattung baulichen Schallschutzes seit 1980? 

2.4 

Teüt die Bundesregierung 

— die Einschätzung des Gesimdheitssenators Brückner von Bre- 
men, daß durch gesundheitsgerechte Lebensweise und durch 
auf die Erhaltimg der Gesundheit ausgerichtete Arbeits- und 
Sozialbedingimgen bisherige Ausgaben im Gesundheitsbe- 
reich von 50 bis 60 Milliarden DM entfallen könnten, 

— die Auffassung, daß durch einen Rückgang der Luftschadstoff- 
belastung die Häufigkeit von Atemwegserkrankungen und 
die damit verbundenen Ausgaben verringert werden 
könnten? 

Wie beurteüt die Bimdesregierung 

— die Berechnungen von Marburger (Bundesanstalt für Straßen- 
wesen), nach denen die jährlichen Behandlimgskosten und 
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Ressourcenausfälle aufgrund der luftverschmutzungsbeding- 
ten Atemwegserkrankimgen auf 2,3 bis 5,8 Milliarden DM zu 
veranschlagen sind, 

— die Schätzung des Bremer Gesundheitssenators, nach der die 
Ausgaben im Gesundheitswesen aufgrund von Fehlemäh- 
nmg, die z. B. Erkrankungen der Zähne und des Verdauungs- 
systems bewirkt, 17 Milliarden DM betragen? 

2.5 

Nach einer Studie des Office of Technology Assessment betragen 
die Folgekosten des Rauchens für die Volkswirtschaft der USA 
jährlich 65 Milliarden Dollar, so daß durch jede Packung verkauf- 
ter Zigaretten volkswirtschaftliche Zusatzkosten in Höhe von 
2,17 Dollar verursacht werden. Die Bundesvereinigung für 
Gesundheitserziehimg beziffert die durch Rauchen verursachten 
Ausgaben im Gesundheitswesen auf 25 Milliarden DM. Der 
Nichtraucherbund Berlin schätzt die gesamten volkswirtschaftli- 
chen Folgekosten - einschließhch der Einkommensverluste - auf 
mehr als 70 Milliarden DM. 

Wie beurteüt die Bundesregierung diese Schätzungen? 

Liegen ihr andere Erkenntnisse vor? 

2.6 

Welche Studien über den Zusammenhang der Umweltbelastung 
imd der Höhe der Gesimdheitsausgaben insgesamt hegen der 
Bxmdesregierung für die Bundesrepubhk Deutschland vor? 

Hat die Bimdesregierung solche Studien in Auftrag gegeben? 


3. ökonomische Ineffizienzen im Gesundheitswesen 

Ausgabenerhöhungen im Gesundheitswesen gehen zu einem Teü 
auch auf überdiurchschnitthche Preissteigerungen in diesem 
Bereich oder auf Ausweitung der Leistungsmengen, deren Nutzen 
fraghch ist, zurück. Eine solche Entwicklung hegt im Arzneimittel- 
bereich vor. 

3.1 

Wie hoch war der Anteü der Arzneimittelausgaben an den gesam- 
ten Aufwendungen des Gesundheitswesens 1982 gegenüber 
1970? 

3.2 

Wie bewertet die Bundesregierung die Tatsache, 

— daß der jährhche Tablettenumsatz pro Kopf der Bevölkerung 
in der Bxmdesrepubhk Deutschland 658 Tabletten beträgt, 

— daß in HoUand 3 500 Präparate, in der Bundesrepubhk 
Deutschland dagegen 8 882 Präparate im Handel sind und die 
Weltgesundheitsorganisation 200 Wirkstoffe für wesenthch 
hält? 
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3.3 

Wie hoch sind die gesamten Werbeaufwendungen der Pharma- 
industrie? 

3.4 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß 

— bei Verordnung des jeweils preisgünstigsten Medikaments 
der gleichen Indikation die Ausgaben der gesetzhchen Kran- 
kenversicherung für Arzneimittel um 10 % niedriger wären, 

— daß die Arzneimittelpreise in der Bundesrepubhk Deutschland 
um mehr als 25 % höher liegen als im Durchschnitt der an- 
deren europäischen Länder? 

3.5 

Wie bewertet die Btmdesregierung die Ergebnisse der letzten 
Mikrozensusbefragtmgen, nach denen der Anteü der Bevölke- 
rung, der unter gesundheitlicher Beeinträchtigung leidet, trotz 
gestiegener Gesundheitsausgaben gleichgebheben ist? 

Bonn, den 15. Juli 1986 

Tatge 

Bueb 

Borgmann, Hönes, Volmer und Fraktion 
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